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Die politische Lage in Deutschland 

Bundespräsident Horst Köhler im Amt bestätigt 
Wiederwahl Glücksfall für unser Land 

Wir gratulieren unserem Bundespräsidenten Horst Köhler 
zu seiner Wiederwahl. Er hat sich durch seine Amtsfüh-
rung hohe Zustimmung in allen Kreisen der Bevölkerung 
erworben. Immer wieder hat er nachdrücklich auf Prob-
leme aufmerksam gemacht und einen besseren gesell-
schaftlichen Zusammenhalt eingefordert. Auch interna-
tional ist er hoch geachtet – nicht zuletzt wegen seines 
beeindruckenden Engagements für die Menschen in Af-
rika. Ein solcher Präsident ist ein Glücksfall für unser 
Land. Gerade in der aktuellen Situation, in der viele Men-
schen durch die Wirtschaftskrise beunruhigt und verun-
sichert sind, ist es gut, mit Horst Köhler einen Garanten 
für Stabilität und Verlässlichkeit im obersten Staatsamt zu 
haben. Wir haben uns deshalb auch entschieden für eine 
zweite Amtszeit von Bundespräsident Köhler ausgespro-
chen. Dabei wussten wir auch die überwältigende Mehr-
heit der Bürger auf unserer Seite. Es wäre gut gewesen, 
wenn die Vertreter aller demokratischen Parteien an der 
bewährten Praxis festgehalten hätten, keinen Wahlkampf 
um das höchste Staatsamt zu veranstalten. Leider hat 
sich die SPD nicht an diese Tradition gehalten, sondern 
die Wahl des Bundespräsidenten zum Schauplatz einer 
machtpolitischen Farce gemacht, bei der sie auch die 
Zusammenarbeit mit der Linken nicht gescheut hat. Wir 
sind erleichtert, dass das Kalkül der sozialdemokratischen 
Führung nicht aufgegangen ist und Horst Köhler bereits 
im ersten Wahlgang in seinem Amt bestätigt wurde. 

Denn wie wenig unser Land ein solch unwürdiges und 
peinliches Possenspiel wie das der Sozialdemokraten im 
Moment gebrauchen kann, zeigt auch ein Blick auf die 
nach wie vor angespannte Weltwirtschaftslage. Die Krise 
bedroht viele im Kern gesunde Unternehmen. Es ist Auf-
gabe der Politik, ihnen durch Entlastung möglichst güns-
tige Rahmenbedingungen zu schaffen. Dadurch bleiben 
Hunderttausende von Arbeitsplätzen erhalten. Insbeson-
dere gilt es, von der SPD durchgesetzte krisenverschär-
fende Elemente der Unternehmenssteuerreform zu be-
seitigen oder abzumildern. Bereits in den Verhandlungen 
zur Unternehmenssteuerreform hatten wir Bedenken ge-
gen die Einführung einer Zinsschranke und der Verlust-
verrechnungsbeschränkung geäußert. Jetzt in der Krise 
zeigt sich, wie Recht wir mit diesen Warnungen hatten. 
Deshalb werden diese krisenverschärfenden Elemente 
der Unternehmenssteuerreform nun abgemildert, bei-
spielsweise durch die Anhebung der Freigrenze in der 
Zinsschrankenregelung von bislang 1 Mio. auf 3 Mio. Eu-
ro. Gleichzeitig geben wir allen Unternehmen in ganz 
Deutschland mit einem Jahresumsatz von bis zu 
500.000 Euro die Möglichkeit, für 2 Jahre von der Aus-

nahmeregelung bei der Ist-Besteuerung im Rahmen der 
Umsatzsteuer Gebrauch zu machen. Mit diesen unbüro-
kratischen Maßnahmen stärken wir insbesondere den 
Mittelstand, das Rückgrat unserer Wirtschaft, auf den wir 
in der aktuellen Situation noch stärker angewiesen sind 
als sonst. 

Ein ganz besonderes Anliegen ist uns dabei die Lage un-
serer heimischen Landwirtschaft. Unsere Bauern pflegen 
die Kulturlandschaft und versorgen unser Land mit ge-
sunden Lebensmitteln. Die aktuelle Wirtschaftskrise trifft 
auch unsere Land- und Forstwirte hart. Wichtige Ab-
satzmärkte sind ihnen weggebrochen. Wir müssen ihnen 
daher helfen, wo wir können. Deshalb haben wir uns 
darauf geeinigt, dass alle landwirtschaftlichen Betriebe 
wieder von dem reduzierten Mineralölsteuersatz auf Ag-
rardiesel von 25,56 Cent pro Liter profitieren. Der 
„Selbstbehalt“ von 350 Euro je Betrieb bei der Rückver-
gütung der Mineralölsteuer entfällt auf zwei Jahre befris-
tet, ebenso wie die Deckelung von maximal 10.000 Li-
tern je Betrieb. Wir werden die Land- und Forstwirte da-
durch mit etwa 285 Mio. Euro im Jahr entlasten. Diese 
Regelung soll schon für das Jahr 2009 gelten. Damit 
stärken wir die Position unserer Landwirte im internatio-
nalen Wettbewerb. Unsere Landwirte brauchen faire 
Chancen, nicht nur auf nationaler, vor allem auch auf eu-
ropäischer Ebene! Wir wollen auch dort verlässliche 
Rahmenbedingungen für die Betriebe schaffen. 

Deshalb ist auch die Europawahl am 7. Juni 2009 von 
zentraler Bedeutung. In einem gemeinsamen Manifest 
rufen CDU und CSU dazu auf, die christdemokratische 
Europapolitik zu stärken. Wir stehen für ein Europa mit 
größerem internationalen Gewicht, für Wirtschaftswach-
stum und Arbeitsplätze, für eine stabile Währung und Si-
cherheit. Das Europäische Parlament hat in den vergan-
genen Jahren an Gewicht gewonnen. Darum geht es bei 
dieser Wahl um eine grundsätzliche Weichenstellung. 
Unser Ziel für die kommende Legislaturperiode in der Eu-
ropäischen Union lautet: mehr Wachstum und Beschäf-
tigung, weniger Bürokratie! Dabei sollen in Brüssel nur 
die Entscheidungen getroffen werden, die einer europä-
ischen Regelung bedürfen. Für die Europäische Kommis-
sion muss gelten: gründliche Umsetzung der aktuellen 
vor immer neuen Initiativen. In der Außenpolitik muss Eu-
ropa mit einer Stimme sprechen, auch um unsere soziale 
Marktwirtschaft, international zu verankern. Für die Erwei-
terungspolitik gilt: Europa braucht Grenzen! Deshalb tre-
ten wir für eine Privilegierte Partnerschaft mit der Türkei 
ein. Diese ist für beide Seiten die bessere Lösung. 
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Die Woche im Parlament 
In dieser Woche haben wir die FFoorrttsseettzzuunngg  ddeerr  ddeeuuttsscchheenn  
BBeetteeiilliigguunngg  aann  ddeerr  iinntteerrnnaattiioonnaalleenn  SSiicchheerrhheeiittsspprräässeennzz  iimm  KKoo--
ssoovvoo beschlossen. Der Einsatz im Rahmen von KFOR erfolgt 
unverändert auf der Grundlage der Resolution 1244 (1999) 
des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Die Personal-
obergrenze wird von 8.500 auf 3.500 Soldatinnen und Sol-
daten herabgesetzt. Deutsche Soldatinnen und Soldaten 
haben an der Stabilisierung der gesamten Region einen we-
sentlichen Anteil. Eine fortgesetzte deutsche Beteiligung bei 
KFOR ist daher unerlässlich. 

Der JJaahhrreessbbeerriicchhtt  ddeerr  BBuunnddeessrreeggiieerruunngg  zzuumm  SSttaanndd  ddeerr  ddeeuutt--
sscchheenn  EEiinnhheeiitt  22000099 steht unter der Überschrift „Die neuen 
Länder - für ein modernes und soziales Deutschland“. Mit 
unserem Entschließungsantrag hierzu fordern wir die Bun-
desregierung u.a. auf, die Mittel für die Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ im 
Bundeshaushalt in den nächsten Jahren auf hohem Niveau 
zu verstetigen und die ostdeutschen Länder beim gezielten 
Ausbau innovativer, organisationsübergreifender Kompe-
tenznetze und deren Weiterentwicklung zu unterstützen.  

Gegenstand des in 2. und 3. Lesung verabschiedeten GGee--
sseettzzeess  zzuurr  ÄÄnnddeerruunngg  ddeess  GGeesseettzzeess  zzuurr  EErrrriicchhttuunngg  eeiinneess  SSoonn--
ddeerrvveerrmmööggeennss  „„IInnvveessttiittiioonnss--  uunndd  TTiillgguunnggssffoonnddss““ ist die ein-
malige Erhöhung der Mittel für die Umweltprämie zur Stär-
kung der PKW-Nachfrage um zusätzlich 3,5 Mrd. Euro. Ziel 
ist es, zur Dämpfung des Nachfrageeinbruchs in der Auto-
mobilindustrie den Verkauf von Neu- oder Jahreswagen 
über die bisher bereit gestellten 1,5 Mrd. Euro in Höhe von 
jeweils 2.500 Euro weiter zu fördern.  

In 2. und 3. Lesung haben wir das GGeesseettzz  zzuurr  RReeggeelluunngg  ddeerr  
VVeerrssttäännddiigguunngg  iimm  SSttrraaffvveerrffaahhrreenn verabschiedet. In der straf-
verfahrensrechtlichen Praxis finden seit längerer Zeit – ins-
besondere in Verfahren mit komplexen Sachverhalten – 
Verständigungen zwischen den Verfahrensbeteiligten über 
den Verfahrensablauf und auch das Ergebnis eines Strafver-
fahrens statt, ohne dass dieses bisher gesetzlich geregelt 
wäre. Der Große Senat des BGH hat diese Praxis zuletzt in 
seinem Beschluss vom 03.03.2005 bestätigt, dabei gleich-
zeitig aber darauf hingewiesen, dass die Grenzen richterli-
cher Rechtsfortbildung erreicht seien und eine gesetzliche 
Regelung angemahnt. Mit dem Gesetz werden die in der 
Rechtsprechung entwickelten Grundsätze und die Anforde-
rungen an ein rechtsstaatliches Verfahren berücksichtigt.  

Die Einführung einer Kronzeugenregelung ist Gegenstand 
des in 2. und 3. Lesung verabschiedeten GGeesseettzzeess  zzuurr  ÄÄnn--
ddeerruunngg  ddeess  SSttrraaffggeesseettzzbbuucchheess  ––  SSttrraaffzzuummeessssuunngg  bbeeii  AAuuffkkllää--
rruunnggss--  uunndd  PPrräävveennttiioonnsshhiillffee. Richter sollen bei Straftätern, die 
zur Verhinderung oder Aufklärung schwerer Straftaten bei-
tragen, die Strafe mildern oder ganz von Strafe absehen 
können. Damit wollen wir stärkere Anreize für möglicher-
weise kooperationsbereite Täter schaffen, Hilfe bei Aufklä-
rung oder Vorbeugung schwerer bzw. schwerster Taten zu 
leisten, die ansonsten nur schwer aufzuklären sind. Damit 
soll vor allem ein Eindringen in abgeschottete kriminelle 
Strukturen, insbesondere im Bereich des Terrorismus und 
der organisierten Kriminalität, einschließlich der schweren 
Wirtschaftskriminalität, erleichtert werden. Die alte Kronzeu-
genregelung war am 31.12.1999 ausgelaufen. 

In 2. und 3. Lesung stand der von Abgeordneten der Frak-
tionen der SPD, FDP, Bündnis 90/Die Grünen und Die Linke 
eingebrachte GGeesseettzzeennttwwuurrff  zzuurr  ddiiaammoorrpphhiinnggeessttüüttzztteenn  SSuubbss--
ttiittuuttiioonnssbbeehhaannddlluunngg an. Dieser zielt darauf ab, die Diamor-
phinbehandlung in die GKV-Regelversorgung zu überführen. 
Dies ist auch Gegenstand eines vom Bundesrat eingebrach-
ten Gesetzentwurfs. Der derzeitige Kenntnisstand lässt eine 
verantwortungsbewusste Entscheidung zur Überführung der 
Diamorphinbehandlung in die GKV-Regelversorgung jedoch 
nicht zu. Insbesondere ist ungeklärt, inwieweit sich die Ver-
gabe des originären Suchtmittels mit dem Vorrang der Aus-

stiegsorientierung vereinbaren lässt. Demgegenüber sieht 
der Antrag der Abgeordneten Jens Spahn, Maria Eichhorn, 
Dr. Hans Georg Faust u.a. AAuussssttiieeggssoorriieennttiieerrttee  DDrrooggeennppoolliittiikk  
ffoorrttffüühhrreenn  --  KKüünnffttiiggee  OOppttiioonneenn  dduurrcchh  eeiinn  nneeuueess  MMooddeellllpprroojjeekktt  
zzuurr  hheerrooiinnggeessttüüttzztteenn  SSuubbssttiittuuttiioonnssbbeehhaannddlluunngg  OOppiiaattaabbhhäännggii--
ggeerr  eevvaalluuiieerreenn vor, das Modellprojekt mit neuen Schwer-
punkten und ggf. unter Einbeziehung neuer Projekte fortzu-
setzen.  

Die bislang geltenden verfassungsrechtlichen Regelungen 
zur Begrenzung der Kreditaufnahme haben nicht verhindern 
können, dass die Schuldenlast von Bund und Ländern in der 
Vergangenheit stark angestiegen ist. Ziel des in 2. und 3. 
Lesung verabschiedeten GGeesseettzzeess  zzuurr  ÄÄnnddeerruunngg  ddeess  GGrruunndd--
ggeesseettzzeess  ((AArrttiikkeell  9911cc,,  9911dd,,  110044bb,,  110099,,  110099aa,,  111155,,  114433dd)) ist 
es, im Einklang mit den Vorgaben des reformierten europä-
ischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes die Voraussetzun-
gen für die Sicherung einer langfristigen Tragfähigkeit der 
Haushalte von Bund und Ländern zu verbessern. In dem 
BBeegglleeiittggeesseettzz  zzuurr  zzwweeiitteenn  FFööddeerraalliissmmuussrreeffoorrmm werden die 
sich aus den Beschlüssen der Föderalismuskommission II 
ergebenden Regelungen umgesetzt. 

 

Daten und Fakten 
GGeewwaallttiiggeerr  WWoohhllssttaannddsszzuuwwaacchhss  iinn  6600  JJaahhrreenn  BBuunnddeessrreeppuubb--
lliikk::  Die Geschichte der Bundesrepublik von 1949 ist auch 
die Geschichte eines gewaltigen Zugewinns an Wohlstand: 
So hat sich das verfügbare Pro-Kopf-Einkommen von 3.500 
Euro (umgerechnet auf heutige Preise) auf heute fast 
19.000 Euro mehr als verfünffacht. Besonders stark sind die 
Einkommen in den Jahren des Wiederaufbaus und des 
Wirtschaftswunders gestiegen, aber auch seit 1969 hat sich 
das damals erreichte Niveau bis heute noch einmal verdop-
pelt. Gleichzeitig ist die Arbeitszeit deutlich gesunken: In den 
Anfangsjahren der Bundesrepublik betrug die durchschnitt-
liche Jahresarbeitszeit knapp 2.400 Stunden, heute nur 
noch 1.350. Auch die Wohnsituation hat sich im Laufe der 
Jahrzehnte deutlich verbessert: Noch 1965 standen pro 
Person nicht viel mehr als 20 Quadratmeter Wohnfläche zur 
Verfügung, heute sind es 43. Die Zahl der Wohnungen und 
Häuser hat sich seit 1958 auf über 31 Millionen in etwa 
verdoppelt.  

(Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft)  

ZZaahhll  ddeerr  VVeerrkkeehhrrssttootteenn  wweeiitteerr  rrüücckkllääuuffiigg::  Auch im ersten 
Quartal des laufenden Jahres ist die Zahl der Verkehrstoten 
weiter zurückgegangen. Insgesamt kamen von Januar bis 
März 2009 802 Menschen bei Straßenverkehrsunfällen ums 
Leben, 18 Prozent weniger als im ersten Quartal des Vorjah-
res. Bei den Verletzten fiel der Rückgang mit 12 Prozent auf 
74.200 etwas geringer aus. Dagegen hat sich die Zahl der 
registrierten Unfälle gegenüber dem Vorjahr um 2,1 Prozent 
leicht erhöht.  

(Quelle: Statistisches Bundesamt)  
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